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Gemeinde Upahl

|nformationsvor|age \Vorlage-Nr: VO/10GV/2018-313
Status: offentlich
Aktenzeichen:

Federfiihrender Geschéaftsbereich: Datum: 05.12.2018

Haupt- und Ordnungsamt Verfasser: Scheiderer, Pirko

Information zum Entwurf eines offentlich-rechtlichen Vertrags zur
Fortfuhrung der Verwaltungsgemeinschaft

Beratungsfolge:

Datum |Gremium |Tei|nehmer | Ja | Nein |Enthaltung

Gemeindevertretung Upahl

Sachverhalt:

Auf der Grundlage eines offentlich-rechtlichen Vertrags vom 19.11.2003 bilden das Amt
Grevesmuhlen-Land und die Stadt Grevesmihlen seit dem 01.01.2004 eine
Verwaltungsgemeinschaft. Weil sich nach der langen Vertragslaufzeit womdglich
Hintergriinde, Motive und Ziele verandert haben und zudem der Vertrag mit dem 01.01.2018
jahrlich kindbar wurde, bildeten Mitte 2017 die Stadtvertretung und der Amtsausschuss
jeweils einen beratenden Ausschuss ,Verwaltungsgemeinschaft® mit dem Ziel, tUber die
zuklinftige Gestaltung der Verwaltungsgemeinschaft zu beraten. Nachdem sich die beiden
Ausschisse mehrheitlich  fir die Weiterflhrung der Verwaltungsgemeinschaft
ausgesprochen hatten, beschéaftigten sie sich sodann intensiv mit den Inhalten einer neuen
vertraglichen Grundlage fir die Verwaltungsgemeinschaft. Im Ergebnis liegt jetzt ein
Vertragsentwurf vor, der bereits mit der unteren Rechtsaufsichtsbehérde beim Landkreis
Nordwestmecklenburg abgestimmt. Dieser Entwurf wird der Stadtvertretung am 18.02.2019
und dem Amtsausschuss am 11.02.2019 zur Beratung und Beschlussfassung vorgelegt
werden.

Eine Lesefassung des Vertragsentwurfs entnehmen Sie zu Ihrer Information bitte der Anlage.

Anlage/n:
Lesefassung des Vertragsentwurfs

Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschaftsbereich
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Il. Entwurf

Offentlich-rechtlicher Vertrag

Zwischen
dem Amt Grevesmuhlen-Land,
vertreten durch den Amtsvorsteher Herrn Peter Koth,
nachfolgend ,Amt“ genannt
und

der Stadt Grevesmiuhlen,
vertreten durch den Blrgermeister, Herrn Lars Prahler,
nachfolgend ,Stadt“ genannt

wird auf der Grundlage der Kommunalverfassung fir das Land Mecklenburg-Vorpommern
(KV M-V) in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Juli 2011 (GVOBI. M-V S. 777) nach
Beschluss des Amtsausschusses des Amtes Grevesmiuhlen-Land vom ... und Beschluss
der Stadtvertretung Grevesmihlen vom ... sowie nach MalRgabe des § 126 Abs. 1 Satz 3
Ziffer 2 KV M-V in Verbindung mit 8 167 KV M-V zur Weiterfihrung der bestehenden

Verwaltungsgemeinschatft

verbunden mit gleichzeitiger Beibehaltung der Aufgabenibertragung folgender offentlich-
rechtlicher Vertrag geschlossen:

Praambel
Nach fuinfzehnjahriger fairer partnerschaftlicher Zusammenarbeit kommen die Stadt und das
Amt Uberein, die zum 01.01.2004 durch Abschluss eines offentlich-rechtlichen Vertrags
gebildete Verwaltungsgemeinschaft ,Stadt Grevesmuhlen — Amt Grevesmuhlen-Land"
fortzusetzen. Wegen des umfangreichen Anderungsbedarfs am bestehenden Vertrag wird
aus Grinden der Verstandlichkeit und Lesbarkeit auf eine blo3e Anderung verzichtet und
dieser neue offentlich-rechtliche Vertrag geschlossen.
Die Vertragsparteien wollen folgende Ziele erreichen:
- Die Selbstverwaltung des Amtes und der Stadt erhalten und starken,

- das Dienstleistungsangebot fur die Birgerinnen und Blrger der Stadt und des Amtes
zeitgemal erbringen,

- die Birgerndhe bewahren, kurze Wege beibehalten, die (")ffnungszeiten optimieren,
gute Kommunikation pflegen durch Transparenz und Nachvollziehbarkeit,

- die Burgerbeteiligung ausbauen und das ehrenamtliche Engagement férdern,

- entstehende Synergieeffekte nutzen sowie die Arbeitsablaufe und Verfahren straffen
zur Steigerung von Effizienz und Wirtschaftlichkeit,
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- die interkommunale Zusammenarbeit ausbauen.

§1
Gegenstand des Vertrages

Das Amt verzichtet auf eine eigene Verwaltung, auf eigene Dienstkrafte und auf eigene
Verwaltungseinrichtungen. Es bedient sich in vollem Umfang der Verwaltung der Stadt.
Die Stadt fuhrt alle Verwaltungsgeschafte des Amtes auf der Grundlage der
gesetzlichen Vorschriften in der jeweils geltenden Fassung und stellt die hierfr
erforderlichen sachlichen und personellen Mittel bereit.

Die Eigenstandigkeit der amtsangehérigen Gemeinden bleibt durch die
Verwaltungsgemeinschaft unangetastet.

Das Amt Ubertragt seine Aufgaben des Ubertragenen Wirkungskreises nach § 128 in
Verbindung mit § 3 KV M-V auf die Stadt. Damit gehen die Rechte und Pflichten des
Amtes zur Erfillung der Aufgaben des ubertragenen Wirkungskreises auf die Stadt
uber.

Das Amt Ubertragt die Prozessvertretungsbefugnis nach § 127 Abs. 1 Satz 6 KV M-V
auf die Stadt. Im Ubrigen bleibt das Amt Trager der Aufgaben, die dem Amt durch die
Gemeinden nach § 127 Abs. 4 KV M-V Ubertragen wurden. Rechte und Pflichten als
Trager dieser Aufgaben bleiben, soweit nicht anders vereinbart, unberthrt.

§2

Rechte und Pflichten des Birgermeisters der Stadt, des Amtsvorstehers

(1)

(@)

(3)

(4)

und der Birgermeister der amtsangehorigen Gemeinden

Der Birgermeister der Stadt nimmt die Funktion des leitenden Verwaltungsbeamten des
Amtes wahr und unterliegt insoweit den Weisungen des Amtsvorstehers. Ausgenommen
ist hier jedoch das fachliche Weisungsrecht fir die nach 8§ 1 Abs. 3 dieses Vertrages
Ubertragenen Aufgaben. Fir die Aufgaben des Ubertragenen Wirkungskreises ist der
Birgermeister der Stadt Behorde.

Der Burgermeister der Stadt ist berechtigt und auf Antrag eines Viertels aller Mitglieder
der jeweiligen Vertretung verpflichtet, an den Sitzungen des Amtsausschusses und der
Gemeindevertretungen sowie deren Ausschissen teilzunehmen. Ihm ist Gelegenheit zu
geben, das Wort zu nehmen.

Der Blrgermeister der Stadt ist Leiter der Verwaltung und Dienstvorgesetzter der
Beschaftigten. Ihm obliegen die alleinige Weisungsbefugnis und deren Delegation im
Rahmen der Verwaltungsorganisation gegeniiber den Beschéftigten der Stadtverwaltung.
In dieser Funktion sorgt er fir transparente Arbeitsprozesse zwischen der Verwaltung
und den gemeindlichen Gremien, stetige Prozessoptimierungen sowie fortlaufende
Verbesserungen der bestehenden Controllingsysteme.

Die Verantwortung fur die sachgerechte Erledigung aller Verwaltungsaufgaben des
Amtes einschlieBlich der Vorbereitung und Durchfihrung der Beschlisse und
Entscheidungen der Organe des Amtes und der amtsangehorigen Gemeinden tragt,
vorbehaltlich der Weisungen des Amtsvorstehers, der Biurgermeister der Stadt. Der
Birgermeister der Stadt unterrichtet den Amtsvorsteher und die Blrgermeister der
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amtsangehdrigen Gemeinden regelmafdig in den Sitzungen des Amtsausschusses uber
die Angelegenheiten der laufenden Verwaltung.

Der Amtsvorsteher und die Blrgermeister der amtsangehérigen Gemeinden kdnnen
eigene Befugnisse im Rahmen der Regelungen der Kommunalverfassung M-V auf den
Birgermeister der Stadt Gbertragen.

Der Amtsvorsteher und die Blrgermeister der amtsangehdrigen Gemeinden haben ein
Recht auf Akteneinsicht hinsichtlich der das Amt und die jeweilige Gemeinde
betreffenden Vorgédnge im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften. Die Mitglieder der
Gemeindevertretung haben ein Recht auf Akteneinsicht der durch die Stadt gefiihrten
Gemeindeakten entsprechend den Voraussetzungen des § 34 Abs. 4 KV M-V.

§3
Verwaltungsorganisation

Die Stadt tragt dafir Sorge, dass die Beschaftigten der Verwaltung unter den
Gesichtspunkten der Leistungsfahigkeit, der Sparsamkeit und der Wirtschaftlichkeit
eingesetzt werden. Dabei sind die spezifischen Aufgaben der Stadt, des Amtes und der
Gemeinden zu berilicksichtigen. Entsprechend ist die Verwaltung zu organisieren.

Mindestens einmal jahrlich laden der Birgermeister der Stadt und der Amtsvorsteher zu
einer gemeinsamen Sitzung der Hauptausschisse der Stadt und des Amtes ein. In
dieser Sitzung informiert der Blrgermeister der Stadt insbesondere Uber grundsatzliche
Angelegenheiten der Verwaltungsorganisation, die Investitionsplanung und die
Entwicklung des Stellenplans bezogen auf die in der Anlage 1 dargestellten Bereiche.
Die Ausschisse stimmen sich zu MaRnahmen der Stadt, des Amtes und der
amtsangehorigen Gemeinden ab, damit den personellen Ressourcen der Verwaltung
Rechnung getragen wird.

Fur Personalangelegenheiten, Uber die gemall Hauptsatzung der Stadt der
Hauptausschuss der Stadt entscheidet, wird den Mitgliedern des Hauptausschusses des
Amtes ein Anwesenheits- und Rederecht in den entsprechenden Sitzungen des
Hauptausschusses der Stadt eingeraumt, sofern die betreffende Angelegenheit geeignet
ist, die Verwaltungsumlage zu beeinflussen.

Die Vertragspartner verpflichten sich, die Mdoglichkeiten interkommunaler
Zusammenarbeit im Bereich der laufenden Bewirtschaftung gemeindeeigener Immobilien
(z. B. Bauhofleistungen/Gemeindearbeit) unter den Aspekten Wirtschaftlichkeit und
Machbarkeit zu prifen und bei Vorliegen der entsprechenden Voraussetzungen zu
nutzen.

Die Stadt halt im Stellenplan unter der Ifd. Nummer 100 eine Stelle (1,0 VbE) fir die
,Gemeindekoordination vor, und fihrt diese in weiteren Stellenplanen unter
Berlicksichtigung zuktinftiger betriebsbedingter Anpassungen fort.

8§84
Verwaltungsstandort

Sitz der Verwaltungsgemeinschaft ist das Rathaus der Stadt Grevesmihlen, Rathausplatz 1
in 23936 Grevesmihlen.
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§5
Kostenerstattungsanspruch, Finanzierung der Verwaltungsleistung

Die Verwaltungsumlage (VWUuahr) ist die pauschalisierte Kostenbeteiligung des Amtes
an den laufenden Kosten der Verwaltung unter Beriicksichtigung der Zuweisungen, die
dem Amt nach dem Finanzausgleichsgesetz (FAG) zufliel3en. Sie orientiert sich an den
Erhebungen auf Basis des offentlich-rechtlichen Vertrags zur Bildung einer
Verwaltungsgemeinschaft vom 19.11.2003. Die jeweilige Kostenbeteiligung der
Gemeinden des Amtes (Amtsumlage) erfolgt unabhangig von diesem Vertrag auf Basis
der entsprechenden Entscheidungen des Amtsausschusses.

Um die Ermittlung der Verwaltungsumlage zukunftig zu vereinfachen, soll sie sich
ausschlieBlich an der Entwicklung der mafgeblichen Personalkosten orientieren.
Sachkosten sollen pauschal abgegolten werden. Zudem sollen zukinftige
demographische Entwicklungen und zu berticksichtigende Einnahmen in die Ermittlung
einflieBen. Um dies zu erreichen, einigen sich die Vertragspartner auf das Vorgehen
nach Abs. 3 bis 11.

Die pauschalisierte Kostenbeteiligung ergibt sich aus dem in diesem Vertrag
vereinbarten Prozentsatz (Anteilwamt) hinsichtlich der jeweils im gleichen Kalenderjahr
tatsachlich angefallenen maRgeblichen Personalkosten sowie den Zu- und Abschlagen
gemal Absatz 3 bis 7.

Die maR3geblichen Personalkosten (PKaiahr) ergeben sich aus dem zur Erfullung dieses
Vertrags notwendigen Personaleinsatz in der Kernverwaltung, den die Stadt flir das Amt
im jeweiligen Jahr erbracht hat. Die Ermittlung erfolgt jahrlich neu anhand der
tatsachlichen Buchungen bis zum 30.06. des Folgejahres. Fur das Jahr 2017 wurden die
mafgeblichen Personalkosten nach dem in Anlage 1 dargestellten Vorgehen anhand
der tatséachlichen Buchungen festgestellt.

Kostenbeteiligungen Dritter an den malRgeblichen Personalkosten, die aus
Amterkooperationen, Lohnkostenzuschiissen und Erstattungen resultieren oder
sonstigen Einzahlungen, die in diesem Rahmen bei der Stadt eingehen, werden in Hohe
der reinen Personalkosten zum Abzug gebracht, (PEJanr). Die Ermittlung erfolgt anhand
der tatsachlichen Buchungen bis zum 30.06. des Folgejahres.

Als pauschaler Prozentsatz fur den Anteil des Amtes werden 38,74 % (Anteilamt) der
gesamten maRgeblichen Personalkosten vereinbart. Das entspricht dem tatsachlichen
Anteil des Amtes an den mafigeblichen Personalaufwendungen im Bereich der
Kernverwaltung im Jahr 2017. Dieser pauschale Prozentsatz wird jéahrlich um das
Verhéltnis des Bevdlkerungsanteils des Amtes (EWZamtJahr) zur Gesamtbevdlkerung
aus Amt und Stadt (EWZcesamt,Jahr) modifiziert. Damit kdnnen Uber die Vertragslaufzeit
unterschiedliche demographische Entwicklungen und moégliche Veranderungen in der
Amterstruktur  beruicksichtigt werden. Grundlage dafiir sind die amtlichen
Bevolkerungszahlen des statistischen Landesamtes von Stadt und Amt die jeweils auf
Basis des 30.06. der Folgejahre fortgeschrieben werden. Fir 2017 als Basisjahr
ergeben sich danach folgende Werte (EWZamt 2017[8.443] und EWZGesamt 2017[18.847]).

Samtliche weiteren Verwaltungskosten, insbesondere Kosten der EDV, Mieten, Pachten,
Instandhaltung, Investitionen, Ausstattung und sonstige Sachkosten, die sich aus der
Umsetzung dieses Vertrags ergeben, werden vom Amt durch einen Zuschlag von 20 %
auf die gemall Absatz 3 und 4 ermittelten malRRgeblichen Personalkosten des Amtes
abgegolten (SK%=1,2).
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(8) Zuweisungen an das Amt gemal FAG sowie vergleichbare Zuweisungen des Landes fir

die Erstattung von Kosten fur Leistungen, welche die Stadt im Rahmen dieses Vertrags
fur das Amt erbringt, werden vollumfénglich der Stadt gut geschrieben (FAGAmt).

(9) Grundlage fur die jahrliche Ermittlung der Verwaltungsumlage ist damit folgende

mathematische Formel:

EWZGesamt2017 EWZAmt]ahr

VWUJahr = (PKJahr — PEJahr) x Anteil%Amt
Jahr = (PKJahr — PEJahr) x Anteil%pAmt x —om oo ¥ EWZGesamtjahr

u 5K% — FAGAmMt

[Beispiel fiir 2017: VWU2017 = (3.285.231 - 0) x 38,74% X 18.847/8.443 X 8.443/18.847
x 1,2 — 317.146 = 1.210.092,19 €]

Begriffserklarungen:

Absatz | Begriff Erklarung
1 VWU Jahr jahrlich pauschal zu zahlende Verwaltungsumlage
4 PKJahr malfgebliche, jahrliche Personalkosten
5 PEJahr jahrliche Personalkostenerstattungen
3, 6 | Anteilwamt Vertraglich vereinbarter pauschaler Prozentsatz
6 EWZAmt,Jahr Bevolkerungsanteil Amt im betrachteten Jahr
6 EWZgGesamt,Jahr | Gesamtbevolkerung Amt und Stadt im betrachteten Jahr
6 EWZAmt,2017 Bevolkerungsanteil Amt in 2017
6 EWZgesamt,2017 | Bevdlkerungsanteil Amt und Stadt in 2017
7 SK% Sachkostenzuschlag in %
8 FAGAmt Zuweisungen an das Amt gemal} Finanzausgleichsgesetz

(10) Die endgultige Feststellung der Verwaltungsumlage erfolgt jahrlich spatestens zum

30.06. des Folgejahres durch die Verwaltung. Sie ist Grundlage der Endabrechnung der
Verwaltungsumlage fir das jeweils vorherige Kalenderjahr gegeniiber dem Amt. Zuviel
oder zu wenig gezahlte Abschlage sind innerhalb von zwei Monaten nach Prifung der
Endabrechnung durch den Rechnungsprifungsausschuss zu erstatten.

(11) Die Verwaltungsumlage wird im laufenden Haushaltsjahr in monatlichen Abschlagen als

(1)

(2)

Vorauszahlung des Amtes an die Stadt gezahlt. Die Ermittlung der Abschlagshéhe
erfolgt im Rahmen der Haushaltsplanung auf Basis einer Prognose der Verwaltung und
wird dementsprechend im Haushaltsplan des Amtes beriicksichtigt.

86
Haftung

Die Haftung des Amtes gegenuber Dritten fur die Wahrnehmung seiner kommunalen
Aufgaben nach § 1 Abs. 4 bleibt durch diesen Vertrag unberihrt. Im Ubrigen haftet die
Stadt.

Die Stadt erstattet dem Amt jedoch den Schaden, den ihr Verwaltungspersonal im

Rahmen der Erfullung der Aufgaben fir das Amt und die Gemeinden nach diesem
Vertrag vorsatzlich oder grob fahrlassig verursacht.

§7
Salvatorische Klausel, Streitschlichtung
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(1) Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages wegen Verstof3es gegen héherrangiges
Recht rechtsunwirksam sein, so soll der Vertrag im Ubrigen seine Rechtswirksamkeit
behalten.

(2) Rechtsunwirksame Bestimmungen sollen durch rechtméaRige Bestimmungen ersetzt
werden, deren Inhalt dem Sinn und Zweck dieses Vertrags entsprechen.

(3) Bei Uneinigkeit zwischen den Vertragsparteien tber die Auslegung und die Durchfihrung
dieses Vertrages soll die Landratin des Landkreises Nordwestmecklenburg als untere
Rechtsaufsichtsbehdrde beratend tatig werden.

§8
Vertragsanderungen und —Erganzungen

(1) Anderungen und Erganzungen dieses Vertrags sind mit korrespondierenden
Beschliissen der Stadtvertretung und des Amtsausschusses moglich. Anderungen und
Erganzungen dieses Vertrags sowie andere Vereinbarungen zwischen den
Vertragsparteien, die den Inhalt dieses Vertrags berthren, bedurfen zu lhrer
Wirksamkeit der Schriftform. Das gilt auch fur die Anderung der Schriftformklausel und
bei wiederholtem Verstol3 gegen das Schriftformerfordernis.

(2) Andert sich die derzeitige Vertragsgrundlage, so dass eine Anderung oder Erganzung
des Vertrags erforderlich wird, verpflichten sich die Vertragsparteien, eine rechtlich und
wirtschaftlich angemessene Anderung oder Ergdnzung des Vertrags herbeizufihren.

§9
Vertragsdauer und Kiindigung

(1) Dieser Vertrag gilt unbefristet.

(2) Die Kiundigung ist jeweils mit einer Frist von 24 Monaten zum Ende eines
Kalenderjahres, erstmals zum 31.12.2034 mdglich, und hat schriftlich zu erfolgen.

(3) Eine Vertragspartei kann diesen Vertrag unter den einschrankenden Voraussetzungen
des 8§ 60 des Verwaltungsverfahrensgesetzes Mecklenburg-Vorpommern (VWVIG M-V)
kundigen, sofern dazu ein Beschluss der Vertretungskorperschaft gefasst wurde und eine
Vertragsédnderung oder —Ergénzung nach § 8 Abs. 2 einer Vertragspartei unzumutbar ist.

§ 10
Auseinandersetzung

(1) Im Falle der Vertragsbeendigung regelt die Rechtsaufsichtsbehoérde in entsprechender
Anwendung des 8§ 125 Abs.7 KV M-V in Verbindung mit 8§ 20 der
Durchfiihrungsverordnung zur Kommunalverfassung (KV-DVO) die Auseinandersetzung.
Dabei soll insbesondere auf ein Fortbestehen der Funktionsfahigkeit beider
Verwaltungen und darauf hingewirkt werden, dass die Verteilung der Dienst- und
Arbeitsverhaltnisse der Kernverwaltung der Stadt zahlenmafRig im selben Verhéltnis
erfolgt, wie sich das Verhdltnis der Zahlen der Einwohnerinnen und Einwohner in Stadt
und Amt darstellt.
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(2) Die Stadt Grevesmihlen bleibt Eigentimerin aller beweglichen und unbeweglichen
Sachen sowie samtlicher immateriellen Rechtsguter.

§11
Vertragsbestandteile

Anlage 1 ist wesentlicher Bestandteil dieses Vertrags.

812
Wirksamwerden / Aul3erkrafttreten

Dieser Vertrag wird mit Ablauf des 31. Dezember 2019 nach Genehmigung durch die
Landratin des Landkreises Nordwestmecklenburg wirksam.

Gleichzeitig treten der offentlich-rechtliche Vertrag zur Bildung einer
Verwaltungsgemeinschaft vom 19.11.2003 und dessen 1. Ergédnzung vom 22.11.2005 aul3er
Kraft.

Grevesmihlen, den Grevesmiuhlen, den
Amt Grevesmihlen-Land Stadt Grevesmiihlen
Amtsvorsteher Birgermeister

1. Stellv. des Amtsvorstehers 1. Stadtratin

- Siegel - - Siegel —
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Anlage 1
Definition der Kosten der Kernverwaltung

Zu den Kosten der Kernverwaltung zahlen nur die tatsachlich zur Auszahlung gelangten
Personalkosten fur die Verwaltungstatigkeit der Kommunen im Bereich der
Selbstverwaltungsaufgaben und der Gbertragenen Aufgaben. Ruckstellungen fir Pensionen,
Beihilfen und Altersteilzeit bleiben auf3en vor.

Um eine eindeutige Kostenabgrenzung zu erméglichen, sind die Sach- und Personalkosten
insbesondere von Einrichtungen und sonstigen Leistungsbereichen nicht zu bertcksichtigen.
Personalkosten, die zwar in den Produkten der Kernverwaltung gebucht werden, aber
ausschlie3lich der Aufgabenwahrnehmung durch die Stadt dienen (z.B. fur die
Gleichstellungsbeauftragte oder das FSJ Kultur) sind in Abzug zu bringen. Die Kosten der
Verwaltung bzw. Steuerung dieser Einrichtungen, sofern es sich um reine
Verwaltungsaufgaben handelt, sind aber den Kernverwaltungsaufgaben zuzurechnen.

Personalkosten in folgenden Produkten sind danach zu berlcksichtigen:

- 11101 Verwaltungsleitung

- 11102 Gremien

- 11201 Personalwesen

- 11301 Personalm./Org.

- 11401 Zentr. GFM

- 11403 Sonst.zentr. Dienste

- 11601 Finanzverwaltung

- 12101 Wabhlen

- 12200 Ordnungsangelegenheiten
- 12601 Allg. Brandschutz

- 20101 Allg. Schulverwaltg.

- 25202 Archiv

- 31504 Obdachlosenheime

- 35100 Wohngeld

- 36603 Vereinsforderung Jugend u. Soziales
- 42101 Vereinsférderung Sport

- 51101 Stadtebaul. Planung

- 52101 Allg. Bauverwaltg.

- 54001 Konzessionsabgabe

- 54101 Gemeindestral3en

- 54201 KreisstraRen

- 54301 Landesstral3en

- 54500 StralRenreinigung/Winterdienst
- 55101 Off. Griin/Landsch.bau

- 55201 Gewasserunterhaltg.

- 55202 Wasser- und Bodenverb.
- 55301 Friedhofe und Mahnmale
- 56101 UmweltschutzmalRnahmen
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Gemeinde Upahl

Besch|ussvor|age \Vorlage-Nr: VO/10GV/2019-315
Status: offentlich
Aktenzeichen:

Federfiihrender Geschéaftsbereich: Datum: 09.01.2019

Bauamt \Verfasser:

Beschluss zur Bestatigung einer Eilentscheidung des
Burgermeisters gem. § 39 Abs. 3 der Kommunalverfassung M-V uber
den Kauf eines Schneeschilds

Beratungsfolge:

Datum |Gremium |Tei|nehmer | Ja | Nein |Enthaltung

Gemeindevertretung Upahl

Beschlussvorschlag:

Die Gemeindevertretung beschlief3t die Eilentscheidung des Blrgermeisters gem. § 39 Abs.
3 der Kommunalverfassung M-V Uber den Kauf eines Schneeschilds zu bestatigen.
Sachverhalt: Die Anschaffung eines Schneeschilds wurde bereits durch die GVS Plischow
am 20.12.18 beschlossen. Zu dem Zeitpunkt konnten der Gemeindevertretung nur die
Angebote vorgelegt werden, die bis dahin eingegangen waren. Es fehlten noch Angebote
zweier weiterer Bieter. Als Grund ist hierfir die Uberschneidung der Bieterfrist mit dem
Termin der GVS zu nennen. Nachdem alle Angebote eingegangen sind, ist eine Auswertung
erfolgt, in deren Ergebnis der Burgermeister sich entschieden hat, den Zuschlag einem
anderen Angebot als in der Sitzung am 20.12.18 beschlossen zu geben, da es wesentlich
preisgunstiger ist.

Die Angebote wurden in Form der Freihdndigen Vergabe eingeholt, an der sich vier Bieter
beteiligten. Die Auswertung liegt als Anlage dieser Beschlussvorlage bei. Die
Auftragssumme betragt nun 1600,00 €

Gemal der Hauptsatzung der Gemeinde Upahl vom 28.09.2015 entscheidet der
Burgermeister Uber die Vergabe von Auftragen nach der VOL bis zu einem Wert von
1000,00 €. Da die nachste Gemeindevertretersitzung erst am 31.01.2019 stattfindet, musste
der Blrgermeister von seinem Recht der Eilentscheidung Gebrauch machen. Diese
Eilentscheidung bedarf der nachtraglichen Bestatigung der Gemeindevertretung.

Finanzielle Auswirkungen:

Die Mittel fir den Kauf eines Schneeschilds sind im Haushalt eingeplant und kénnen dem
Produktsachkonto 11402.09100000.039 entnommen werden.

Anlage/n:

Angebote

Vergabevermerk

Eilentscheidung

Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschaftsbereich
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Gemeinde Upahl

Der Biirgermeister 07.01.2019

Eilentscheidung des Biirgermeisters gemas § 39 Abs. 3 KV M-V

Auftragsvergabe

Kauf eines Schnéeschi]ds fiir den 1seki Kompakttraktor der ehemaligen Gemeinde Pliischow
Produktsachkonto: 11402.09100000.039
Gemaf 3 39 Abs. 3 der Kommunalverfassung fiir das Land Mecklenburg-Vorpommern
treffe ich folgende Entscheidung:
Ich erteile der Firma
KMV Schwerin mbH
Wismarsche Strafle 321
19055 Schwerin

den Zuschlag auf thr Angebot vom 18.12.2018 in Héhe von 1600,00 Euro brutto zur Lieferung
eines Schneeschilds als Anbaugerit flr den Iseki Kommunaltraktor.

Sachverhalt

Fiir den Bereich der ehemaligen Gemeinde Plischow sollte schon in den Vorjahren ein
Schneeschild fiir den Winterdienst angeschafft werden. Fiir den Haushalt 2018 wurden dafiir
entsprechende finanzielle Mittel eingeplant.

Zur GVS am 20.12.2018 (Gemeinde Pliischow) lagen noch nicht alle angeforderten Angebote
vor.

Die ndchste GVS findet am 31.01.2019 (Gemeinde Upahl) statt. Alie Angebote liegen nun vor
und wurden vom Biirgermeister ausgewertet. Ein Vergabevermerk wird der
Beschlussvorlage angehdngt.

GemiR Hauptsatzung der Gemeinde Upahl vom 28.09.2015 entscheidet der Blirgermeister
tiber die Vergabe von Auftragen nach der VOL bis zu einem Wert von 1000,00 Euro.

Diese Eilentscheidung bedarf daher der nachtriglichen Bestétigung der
Gemeindevertretung.
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Gemeinde Upahl

Besch|ussvor|age \Vorlage-Nr: VO/10GV/2019-317
Status: offentlich
Aktenzeichen:

Federfiihrender Geschéaftsbereich: Datum: 14.01.2019

Finanzen Verfasser: Brigitte Stoffregen

Einzahlungen aus Spenden 2018

Beratungsfolge:

Datum |Gremium |Tei|nehmer | Ja | Nein |Entha|tung

31.01.2019  Gemeindevertretung Upahl

Beschlussvorschlag:

Die Gemeindevertretung nimmt die anliegende Ubersicht der eingegangenen Zuwendungen
zur Kenntnis und erteilt ihre Zustimmung zur Annahme der Zuwendungen fiir den jeweils
angegebenen Zweck durch den Blrgermeister.

Sachverhalt:

Gemal § 44 (4) Kommunalverfassung MV darf die Gemeinde zur Erflllung ihrer Aufgaben
u.a. Zuwendungen (Spenden) einwerben und annehmen. Zuwendungen durfen nur durch
den Burgermeister oder einen Stellvertreter eingeworben, das Angebot einer Zuwendung nur
von ihnen entgegengenommen werden. Uber die Annahme oder Vermittlung entscheidet die
Gemeindevertretung, soweit eine in der Hauptsatzung festzulegende Wertgrenze von
héchstens 1.000 Euro dberschritten wird. Gemall § 8 (2), Nr. 13 entscheidet der
BlUrgermeister bei Betragen bis zu 100,00 Euro.

Da die Zuwendungen in der Regel unangekindigt eingezahlt werden und der
Verwendungszweck durch den Einzahler vorgegeben wird, hat der Blrgermeister diese per
Anordnung angenommen. Eine Annahme durch die Gemeindevertretung ist somit praktisch
nicht moglich, es sei denn, die Zuwendung war Bestandteil des Haushaltes. Somit ist ein
nachtraglicher Beschluss durch die Gemeindevertretung notwendig.

Zusatzlich ist durch die Gemeinde jahrlich ein Bericht zu erstellen, in welchem die Geber, die
Zuwendungen und die Zuwendungszwecke anzugeben sind. Der jeweils aktuelle Bericht ist
der Rechtsaufsichtsbehdrde vorzulegen und der Offentlichkeit zugéanglich zu machen und
liegt dem Beschluss als Anlage bei.

Finanzielle Auswirkungen:

Die Zuwendungen flhren in der Regel zu Mehreinzahlungen und somit zur Verbesserung
des Finanzhaushaltes.

Anlage/n:

Ubersicht Uiber die Spendeneingénge 2018

Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschaftsbereich
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Ubersicht der Spendeneingﬁngé gem. § 44 Absatz 4 Satz 5 KV M-V
Gemeinde: Upahl Jahr: 2018
Stahlhut, Christoph 50,00 30.03.2018|Freiwillige Feuerwehr
Arla Foods Deutschland GmbH 500,00 ’ 1. 20.07.2018|Freiwillige Feuerwehr
Norddeutsche Kaffeewerke GmbH 1.000,00 :, + 13.07.2018|Freiwillige Feuerwehr
Norddeutsche Kaffeewerke GmbH 502,04 03.08.2018]Freiwillige Feuerwehr
Detlef und Ines Jahnke : 100,00 23.11.2018|Freiwillige Feuerwehr

A

Grevesmiihlen, 14.01.2019

\\‘s\ N
Ort, Datum Untg;s/é&M
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Gemeinde Upahl

Besch|ussvor|age \Vorlage-Nr: VO/10GV/2019-318
Status: offentlich
Aktenzeichen:

Federfiihrender Geschéaftsbereich: Datum: 14.01.2019

Finanzen Verfasser: Brigitte Stoffregen

Einzahlungen aus Spenden 2018 (Gemeinde Pliischow)

Beratungsfolge:

Datum |Gremium |Tei|nehmer | Ja | Nein |Entha|tung

31.01.2019  Gemeindevertretung Upahl

Beschlussvorschlag:

Die Gemeindevertretung Upahl als Rechtsnachfolger der Gemeinde Plischow nimmt die
anliegende Ubersicht der eingegangenen Zuwendungen zur Kenntnis und erteilt ihre
Zustimmung zur Annahme der Zuwendungen fir den jeweils angegebenen Zweck durch den
Birgermeister.

Sachverhalt:

Gemal} § 44 (4) Kommunalverfassung MV darf die Gemeinde zur Erfillung ihrer Aufgaben
u.a. Zuwendungen (Spenden) einwerben und annehmen. Zuwendungen durfen nur durch
den Birgermeister oder einen Stellvertreter eingeworben, das Angebot einer Zuwendung nur
von ihnen entgegengenommen werden. Uber die Annahme oder Vermittlung entscheidet die
Gemeindevertretung, soweit eine in der Hauptsatzung festzulegende Wertgrenze von
hochstens 1.000 Euro Uberschritten wird. Gemaf § 8 (2), Nr. 13 der Hauptsatzung darf der
Blrgermeister Spenden bis zu 100 Euro annehmen.

Da die Zuwendungen in der Regel unangekindigt eingezahlt werden und der
Verwendungszweck durch den Einzahler vorgegeben wird, hat der Blrgermeister diese per
Anordnung angenommen. Eine Annahme durch die Gemeindevertretung ist somit praktisch
nicht moglich, es sei denn, die Zuwendung war Bestandteil des Haushaltes. Somit ist ein
nachtraglicher Beschluss durch die Gemeindevertretung notwendig.

Zusatzlich ist durch die Gemeinde jahrlich ein Bericht zu erstellen, in welchem die Geber, die
Zuwendungen und die Zuwendungszwecke anzugeben sind. Der jeweils aktuelle Bericht ist
der Rechtsaufsichtsbehorde vorzulegen und der Offentlichkeit zugéanglich zu machen und
liegt dem Beschluss als Anlage bei.

Finanzielle Auswirkungen:

Die Zuwendungen fuhren in der Regel zu Mehreinzahlungen und somit zur Verbesserung
des Finanzhaushaltes.

Anlage/n:

Ubersicht (iber die Spendeneingénge 2018

Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschaftsbereich
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_Ubersicht der Spendeneingidnge gem. § 44 Absatz 4 Satz 5 KV M-V ;

Gemeinde: Pliischow Jahr: 2018

APG Pliischow e.G. 500,00 13.07.2018kulturelle Zwecke

Moll, Karsten 50,00 09.08.2018|kulturelle Zwecke

Moll, Karsten 50,00 09.08.2018|Freiwillige Feuerwehr

Fink, Ummo 150,00 23.08.2018 | kulturelle Zwecke

Kieswerk Naschendorf 100,00 28.08.2018|kulturelle Zwecke

BGB Baumarkt Gartencenter GmbH ' 35,99 05;12.2018 kulturelle Zwecke

7

Grevesmiihlen, 16.01.2019 /) /__.__.

Ort, Datum Unterschrift” g
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Gemeinde Upahl

Besch|ussvor|age \Vorlage-Nr: VO/10GV/2019-321
Status: offentlich
Aktenzeichen:

Federfiihrender Geschéaftsbereich: Datum: 16.01.2019

Haupt- und Ordnungsamt Verfasser: Scheiderer, Pirko

Genehmigung der Dringlichkeitsentscheidungen des Burgermeisters
vom 04.01.2019 zur Vorbereitung der Kommunalwahl in der
Gemeinde Upahl

Beratungsfolge:

Datum |Gremium |Tei|nehmer | Ja | Nein |Enthaltung

31.01.2019  Gemeindevertretung Upahl

Beschlussvorschlag:

Die Gemeindevertretung Upahl genehmigt die am 04.01.2019 auf der Grundlage von § 39
Abs. 3 Kommunalverfassung M-V getroffene Dringlichkeitsentscheidung des Blirgermeisters
zur Ubertragung der Aufgaben der Gemeindewahlleitung und der Bildung des
Gemeindewahlausschusses insgesamt bis auf Widerruf auf das Amt Grevesmuhlen-Land,
die Einteilung des Wahlgebiets der Gemeinde Upahl in einen Wahlbereich sowie die
gleichzeitige Aufhebung der dazu ergangenen Beschlisse der Gemeindevertretung Upahl
vom 28.11.2013 und der Gemeindevertretung Plischow vom 03.12.2013.

Sachverhalt:

Die Beschlusse zur Aufgabenubertragung auf das Amt und zur Bildung eines Wahlbereiches
wurden von den Gemeindevertretungen der Gemeinde Upahl am 28.11.2013 und der
friheren Gemeinde Plischow am 03.12.2013 bereits gefasst. Sie gelten zwar bis auf
Widerruf, allerdings ist durch die Fusion der Gemeinden Plischow und Upahl zur neuen
Gemeinde Upahl fraglich, ob diese Beschliisse weiterhin Fortbestand haben. Daher hat die
Kreiswahlleitung empfohlen, diese Beschlisse noch einmal durch die erweiterte
Gemeindevertretung Upahl neu zu fassen. Die bisherigen Beschlisse sind aufzuheben. Der
Fortbestand der Beschlisse ist auch nicht Bestandteil des Gemeindefusionsvertrages. Dort
ist nur festgelegt worden, die bisherige Wahlbezirkseinteilung beizubehalten, womit die nun
gréBere Gemeinde Upahl in 3 Wahlbezirke eingeteilt wird.

Auf der Grundlage von § 1 Abs. 2 LKWO M-V kann ,jede amtsangehérende Gemeinde [...]
durch Beschluss der Gemeindevertretung die Aufgaben der Gemeindewahlleitung und der
Bildung des Gemeindewahlausschusses insgesamt auf das Amt Gbertragen.® GemaR Abs. 3
der Vorschrift muss ,die Ubertragung von Aufgaben nach Abs. 2 oder der Widerruf einer
bereits erfolgten Ubertragung [...] spatestens am 120. Tag vor der Wahl gegeniiber dem Amt
erklart werden.“ Die Ubertragung der Aufgaben hat sich als zweckmaRig erwiesen und soll
daher bis auf Widerruf weiterhin erfolgen.

GemalR § 61 Abs. 1 des Landes- und Kommunalwahlgesetzes (LKWG M-V) vom 16.12.2010
ist das Wahlgebiet fur die Kommunalwahlen das Gebiet der Kommune, in der gewahlt wird.
Nach Abs. 2 der Vorschrift kbnnen Wahlgebiete mit einer Einwohnerzahl bis zu 25.000 in
mehrere Wahlbereiche eingeteilt werden. Alle Ubrigen Wahlgebiete sind in mehrere
Wahlbereiche einzuteilen.

Gemal Abs. 3 dieser Vorschrift entscheidet Uber Zahl und Abgrenzung der Wahlbereiche die
Vertretung, wobei die Einwohnerzahl in den einzelnen Wahlbereichen nicht um mehr als 15
Prozent nach oben oder unten von der durchschnittlichen Einwohnerzahl des Wahlgebietes
abweichen darf.
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Weder dem Gesetz noch einschlagigen Kommentaren dazu kann eindeutig entnommen
werden, ob die Wahlbereichseinteilung durch die Vertretung bei Kommunen mit
Einwohnerzahlen unter 25.000 entbehrlich ist. Zur Wahrung der Rechtssicherheit ist dieser
Einteilungsbeschluss daher zu fassen.

Der Beschluss zur Aufgabenlbertragung ware spatestens bis zum 26.01.2019 zu fassen
gewesen. Allerdings hat auch gemal § 14 LKWG M-V die Gemeindewahlleitung mdglichst
frih nach Bestimmung des Tages der Wahl durch offentliche Bekanntmachung zur
Einreichung der Wahlvorschlage aufzufordern. Der Wahltag ist im Amtsblatt fur
Mecklenburg-Vorpommern Nr. 51, erschienen am 17.12.2018, o6ffentlich bekannt gemacht
worden. Die Wahlbekanntmachung kann aber erst erfolgen, nachdem die Aufgaben
Ubertragen wurden und auch die Wahlbereichseinteilung der Gemeinde feststeht.

Die anderen 7 amtsangehdérigen Gemeinden haben die Aufgabentbertragung und
Wahlbereichseinteilung, wie urspringlich die Gemeinden Upahl und Plischow, bereits Ende
2013/Anfang 2014 beschlossen. Um den Parteien, Wahlergemeinschaften und
Einzelbewerbern ausreichend Zeit fiur die Vorbereitung der Wahlbewerbung einzurdumen,
hat die Gemeindewahlleitung des Amtes Grevesmuhlen-Land die Wahlbekanntmachung
Anfang Januar 2019 als eine Bekanntmachung fiur alle amtsangehdrigen Gemeinden
veroffentlicht. Ein Sitzungstermin fir die Gemeindevertretung Upahl war bis dahin nicht zu
realisieren.

Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschaftsbereich

Vorlage VO/10GV/2019-321 Seite: 2/2
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Gemeinde Upahl

Besch|ussvor|age \Vorlage-Nr: VO/10GV/2019-320
Status: offentlich
Aktenzeichen:

Federfiihrender Geschéaftsbereich: Datum: 16.01.2019

Haupt- und Ordnungsamt Verfasser: Scheiderer, Pirko

Beschluss uber die Festlegung eines eventuellen Stichwahltermins
fur die Wahl der Biirgermeisterin oder des Blirgermeisters am
26.05.2019

Beratungsfolge:

Datum |Gremium |Tei|nehmer | Ja | Nein |Enthaltung

31.01.2019  Gemeindevertretung Upahl

Beschlussvorschlag:
Die Gemeindevertretung beschliel3t, den eventuellen Stichwahltermin fur die Wahl der
Blrgermeisterin oder des Blrgermeisters am 26.05.2019 auf den 16.06.2019 festzulegen.

Sachverhalt:

Gemal § 3 Absatz 4, Satz 2, 1. Halbsatz des Landes- und Kommunalwahlgesetzes (LKWG
M-V) in der Fassung des Gesetzes vom 22.05.2018 findet die Stichwahl der Blrgermeisterin
oder des Burgermeisters zwei Wochen nach der Hauptwahl statt. Dieser Termin kann nach §
3 Absatz 4, Satz 2, 2. Halbsatz LKWG M-V durch einen Beschluss der Gemeindevertretung
um bis zu zwei Wochen verschoben werden.

Weil der gesetzlich bisher vorgesehene Stichwahltermin fir die Wahl der Birgermeisterin
oder des Birgermeisters am 26.05.2019 auf Pfingstsonntag den 09.06.2019 fiele und es an
einem solchen Feiertag erfahrungsgemaf® zu Problemen bei der Wahlbeteiligung und der
Besetzung der Wahlvorstande kommen koénnte, empfiehlt der Stadte- und Gemeindetag
Mecklenburg-Vorpommern, den 16.06.2019 als Stichwahltermin festzulegen, damit die
konstituierenden Sitzungen noch vor der Sommerpause durchgeflihrt werden kénnen.

Der Beschluss Uber den Stichwahltermin muss nach der zitierten Vorschrift bis zum Ende der
Frist zur Einreichung der Wahlvorschlage, fir die kommende Wahl also bis zum 12.03.2019
16:00 Uhr, von der Vertretung gefasst worden sein. Damit scheidet ein Abwarten mit der
Beschlussfassung bis zu dem Zeitpunkt, an dem feststeht, ob eine Stichwahl Gberhaupt
notwendig wird, aus.

Aus Grunden einer effektiven Wahldurchfuhrung sollte der vorgeschlagene Stichwahltermin
bestatigt werden, da dieser Termin auch fir alle anderen amtsangehérenden Gemeinden
vorgesehen ist und ein gemeinsamer Termin zudem fiir die Offentlichkeitsarbeit am besten
geeignet ware.

Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschaftsbereich
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Gemeinde Upahl

Besch|ussvor|age \Vorlage-Nr: VO/10GV/2019-319
Status: offentlich
Aktenzeichen:

Federfiihrender Geschéaftsbereich: Datum: 16.01.2019

Haupt- und Ordnungsamt Verfasser: Kopke, Heidrun

Ubertragung von Aufgaben

Beratungsfolge:

Datum |Gremium Teilnehmer | Ja | Nein |Entha|tung

31.01.2019  Gemeindevertretung Upahl

Beschluss:

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Upahl beschliel3t, den Blrgermeister(in) der Stadt
Grevesmuhlen sowie Leiter(in) des Haupt- und Ordnungsamtes zu berechtigen, die
Auszahlungsanordnungen, die den Blrgermeister der Gemeinde Upahl betreffen, an Stelle
seiner jeweiligen Stellvertreter zu unterzeichnen und damit zur Auszahlung anzuweisen.

Bei diesen Auszahlungsanordnungen handelt es sich ausschlieRlich um die Abrechnung der
monatlichen Aufwandsentschadigung der Burgermeister.

Sachverhalt:

Mit Einfihrung des neuen Rats- und Blrgerinformationssystems Allris und dessen Nutzung
fur die Sitzungsgeldabrechnung wurde eine Erweiterung der Unterschriftsbefugnis
empfohlen.

Zu Beginn wurde einmal jahrlich eine Unterschrift des 1. bzw. 2. Stellvertreters fiir die
Auszahlung der Aufwandsentschadigung des Blrgermeisters bendtigt (Jahresauszahler).
Spater wurde diese Aufgabe auf den Burgermeister der Stadt Grevesmiuihlen in Person von
Herrn Jirgen Ditz, die Leiterin des Hauptamtes, in Person von Frau Steffen sowie Frau
Tanger, Personalabteilung Gbertragen.

Dies betraf ausschlief3lich die monatliche Aufwandsentschadigung des Blrgermeisters.

Da die Ubertragung namentlich an Personen gebunden war, macht sich eine Wiederholung
des Beschlusses erforderlich. Die Hohe der monatlichen Aufwandsentschadigung ist
entsprechend der Entschadigungsverordnung fur das Land Mecklenburg-Vorpommern durch
Beschluss der Gemeindevertretung zur Hauptsatzung festgelegt.

Finanzielle Auswirkungen:
Anlage/n:

Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschaftsbereich
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Gemeinde Upahl

Besch|ussvor|age \Vorlage-Nr: VO/10GV/2019-322
Status: offentlich
Aktenzeichen:

Federfiihrender Geschéaftsbereich: Datum: 18.01.2019

Haupt- und Ordnungsamt Verfasser: Schmitt, Claudia

Forderantrag des FSV Testorf/Upahl e.V. zur finanziellen
Unterstitzung des "AXA-Cups"”

Beratungsfolge:

Datum |Gremium |Tei|nehmer | Ja | Nein |Enthaltung

31.01.2019  Gemeindevertretung Upahl

Beschlussvorschlag:
Die Gemeindevertretung Upahl beschliel3t, den Verein FSV Testorf/Upahl e.V. mit ....... €
zur Durchfiihrung eines weiteren Hallenturniertages des ,AXA-Cups® zu unterstitzen.

Sachverhalt:
Die Antragstellung auf Gewahrung einer finanziellen Zuwendung in der Gemeinde Upahl ist
weder an eine Form noch eine Frist gebunden.

Der Verein FSV Testorf/Upahl e.V. richtet am 26.01.2019 einen Hallenturniertag in der
Sporthalle in Grevesmihlen aus. An dem geplanten Turniertag werden 3 Turniere
stattfinden.

Die Sport- und Mehrzweckhalle wurde bereits flir den 26.01.2019 gemietet. Die
Hallengebuhr fir einen Tag betragt 240,00 €.

Finanzielle Auswirkungen: 240,00 €
Anlage/n:

Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschaftsbereich
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Gemeinde Upahl

Besch|ussvor|age \Vorlage-Nr: VO/10GV/2019-316
Status: nichtoffentlich
Aktenzeichen:

Federfiihrender Geschéaftsbereich: Datum: 11.01.2019

Haupt- und Ordnungsamt Verfasser: Burmeister

Beschluss uber die Hohe der Aufwandsentschadigungen der
Wehrfuhrer

Beratungsfolge:

Datum |Gremium |Tei|nehmer | Ja | Nein |Enthaltung

31.01.2019  Gemeindevertretung Upahl

Beschlussvorschlag:

Die Gemeindevertretung beschliel’t, flir nachstehende Ehrenamter monatlich folgende
Aufwandentschadigungen auszureichen:

- Gemeindewehrflihrung Euro
- stellevertretende Gemeindewehrfiihrung Euro
- Schriftfiihrung in der Gemeindefeuerwehr Euro
- Ortswehrfuhrung Euro
- stellvertretende Ortswehrflihrung Euro
- Schriftflihrung in der Ortsfeuerwehr Euro

Sachverhalt:

Mit Inkrafttreten der Fusion der Gemeinden Plischow und Upahl ist auch die Organisation
der Feuerwehr fir die jetzt groRere Gemeinde festzulegen. Dazu wurde In einem
gemeinsamen Termin mit Blrgermeistern, Wehrfihrern und Verwaltung besprochen, dass
es zukunftig eine Gemeindefeuerwehr mit drei Ortsfeuerwehren (Hanshagen, Plischow,
Upahl) geben soll.

Dabei sind In den Vorstand der Gemeindefeuerwehr mindestens ein/e
Gemeindewehrflihrer/in sowie ein/e Stellvertreter/in und ein/e Schriftwart/in fir sechs Jahre
zu wahlen. Die Wahl soll durch die Mitgliederversammlung nach Beschluss der
Gemeindefeuerwehrsatzung am 08.03.2019 stattfinden.

Zuvor wahlen die drei Ortsfeuerwehren ihren Vorstand ebenfalls flir sechs Jahre. In die
Vorstande der Ortsfeuerwehren sind mindestens jeweils ein/e Ortswehrfiihrer/in sowie ein/e
Stellvertreter/in ein/e Schriftwart/in zu wahlen. Weitere Funktionstrager (z.B. Zugfihrer,
Gruppenfihrer, Geratewart, Jugendwart) kénnen gewahlt werden. Auch hier werden
gegebenenfalls Ortsfeuerwehrsatzungen durch die Mitgliederversammlungen beschlossen.
Die Sitzungstermine hierzu standen bei Erstellung dieser Beschlussvorlage noch nicht fest,
werden den Betroffenen aber rechtzeitig bekannt gegeben.

Falls eine der Ortswehrflhrer/innen zum/zur Gemeindewehrflihrer/in gewahlt wird, verzichtet
diese Ortswehr fiir die Dauer der Amtszeit auf die Nachbesetzung der Ortswehrfiihrung.

Durch die Gemeindevertretung ist die Hohe der Aufwandsentschadigungen des/der
Gemeindewehrfihrer/in und seiner/seines Stellvertreters/Stellvertreterin sowie der jeweiligen
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Ortswehrfiihrer/innen und deren Stellvertreter/innen und die der Schriftwart/innen zu
beschlieRen. Die Aufwandsentschadigungen der sonstigen Funktionstrager kdnnen erst nach
der Entscheidung Uber die tatsachliche Besetzung dieser Funktionen beschlossen werden.
Eine entsprechende Beschlussvorlage wird bei Bedarf flr die erste Sitzung der
Gemeindevertretung nach der Mitgliederversammlung der Gemeindefeuerwehr am
08.03.2019 vorbereitet.

Die monatlichen Hoéchstsatze der Aufwandsentschadigungen fir Funktionstrager, die lhre
Tatigkeit im Ehrenbeamtenverhaltnis ausiben, betragen laut § 2 der im Anhang beiliegenden
Verordnung Uber die Aufwands- und Verdienstausfallentschadigung fir die ehrenamtlich
Tatigen der Freiwilligen Feuerwehren und der Pflichtfeuerwehren in Mecklenburg-

Vorpommern (Feuerwehrentschadigungs-verordnung - FwEntsch VO M-V) vom 28.
November 2013:
- fur Gemeindewehrfuhrer/in in amtsangehdrigen Gemeinden 170 Euro

- fur Ortswehrfuhrer/in in amtsfreien und amtsangehdrigen Gemeinden 140 Euro

Der/die Stellvertreter/in erhalt eine Aufwandentschadigung, die hochstens die Halfte der
genannten Hochstsatze betragt.

Fur den/die Schriftwart/in als Person mit besonderen Aufgaben, kann nach § 5 dieser
Verordnung eine Aufwandsentschadigung in angemessener Hohe gezahlt werden.
Ein Mindest-/ Hochstsatz ist nicht vorgegeben.

Anlage:
- FwEntsch VO M-V vom 28. November 2013

Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschaftsbereich

Vorlage VO/10GV/2019-316 Seite: 2/2
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Verordnung iiber die Aufwands- und Verdienstausfallentschiidigung
fiir die ehrenamtlich Tétigen der Freiwilligen Feuerwehren und der
Pflichtfeuerwehren in Mecklenburg-Vorpommern
(Feuerwehrentschadxgungsverordnung I‘wEntschVO M- V)

Vom 28. Novemb er 2013

~ GS Meckl, —Vorp GL N 2131-1-9

Aufgrund des § 32 Absatz 1 Buchstabe d in Verbindung mit § 25 Absatz 2und § 13 Absatz 5 des Brandschutz- und Hllfelelstungs-
gesetzes M-V in der Fassung dér Bekanntmachung vom 3, Mai 2002 (GVOBI. M-V S, 254}, das zuletzt durch das Gesetz vom 17. Mﬁrz
2009 (GVOBL M-V 8. 282) geandert worden ist; verordnet das Ministerium fiir Inneres und Sport

§1
Geltungshereich

(1) Anifwandsentschidigungen sind dem in dieser Verordnung auf-
gefiihrten Personenkreis bis zur angefiihrten Hohe in Geld zu zah-
len, Damit sind stimtliche erhihte Aufwendungen ehrenamtlicher
Funktionstriger der Freiwilligen Feuerwehren und Pflichtfeues-
wehren gleich welcher Art abgegolten.

(2) Verdienstausfallentschidigung erhalten beruflich selbststéndi-
ge Mitglieder der Preiwilligen Peverwehren und Pflichtfenerweh-
ren auf Antrag durch die zustindige kommunale Korperschalt als
Exstattun £ fiir einen durch die Teilnahme an Binsétzen, Ubtngen
und Lehrgéingen entstandenen Verdienstausfall.

§2 : .
Hichstsiitze der AufwandsentschadIgungen
fiir runktlonstl age1 '

(1) Die an die jewelhgen Funktionstriger, die ilwe Titigkeit im
Ehrenbeamtenverhilinis ausiiben, zu zahlende Aufwandsentschidi-

gung darf folgende monatliche Hchstbetriige nicht iberschreiten:

|

1. Kreiswehrﬁjhreﬁ n und Kreiswehrfithrer 700 Euro,
2. Stadtwehrfihrerin und Stadtwahrfuhrer .

in krclsﬁelen Stiidten 270 Buro,
3. Amtswehefiihrexin und Amtswehrfithrer . 220 Buro,
4, Gemeindewehrfithrerin und Gemeindewchr- .

fiihrer in amtsfreien Gemeinden " 200 Euro,
5. Gemeindewehrfiihrerin und Gemeindewehr- :

fithrer in amtsangehorigen Gemeinden 170 Buro,
6. ‘Ortswehrﬁihrerindﬁnd Ortswehrﬁih-rér in kreis-

freien und groflen kreisangehrigen Stidien 170 Euro,
7. Ortswehr fiifirerin und Ortswehrftihrer in

amtsfrelcn und amtsangehorlgen Gememden 140 Euro.

.- (2)Dic Stcllvcrtreterm oder der Stellvertreter derin Absatz 1 genann-
ten Funkt1011strager erhiilt eine Aufwandsentschiidigung, die hichs-
tens die Halfie der nach § 4 fuir diese Funktionstefiger festgesetzien
Aufwandsentschadigung beteagen darf, Pitr die Dauer der Ubernah-

me der tatstichlichen Funktionsausfithrung kann die Bntschidigung

der reguliiren Amtsinhaber bis zur vollen Hohe gezahlt werden.

- §3
Begmn und Ende des Anspr uchs

(1) Der Anspruch auf Entschidigung ¢ntsteht mit Beginn des Monats,
in dem die oder der Berechtigte die Funktion antritt,

4

(2) Ist die oder der Berechtigte llﬁnger als drei Monate an der Funk-

- tionsaustibung verhindert, so rubt der Entschidigungsanspruch fiir
die fiber drei Monate hinausgehende Zeit, Wird die Funktion wieder
‘aufgenommen, so gilt'Absatz 1 entsprechend.

* (3)Der Anspruich auf Entéchadlgung endet unmittelbar mit Monats-

ablauf bei Verlust der Funktlon, Ausschluss oder Austritt aus der
Feuerwehr. .

§4
Bemessung der Aufwandsentschiidigungen

(1} Die Hihe der E[ltéchﬁdigung wird durch Beschluss der jewei-
ligen obeisten Dienstbehdrde (Gemeindevertretung, Amisaus-

- sclniss, Kreistag) bestimmt und in monatlichen Pauschalbetrdgen
festgesetzt. § 2 Absatz 1 regelt daﬁir‘Hﬁchstséitze.

4

(2} Bei der Hohe der Entschadlgung solE insbesondere benicksmh-

tigt werden:

L. dic Gebietsgrife und die Binwohnerzahl des Zustindigkeits-
bereiches,

2. einsatztakiische Besonderheiten des Zustindi gkcitsbereiches,

3. die Art und Groﬁe der Feuerwchrabteﬂungen und der Feuer-
wehren, .

4, die Aniahl der Binsatzfahrzeuge,

3. di¢ Bereitstellung von Dlenstfahrzeugen fiir D:cnstfahrten
jeglicher Axt,

6. die Bereitstellung von dienstlichen Mobil- und Festnetztelefo-
nen sowie einem Internetzugang (auch in Feuerwehrhausem '

und Gcschaftsste]len) und
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7. d:e Miglichkeit der Nutzung von-Geschiiftsstellen und Ver-
waltungen flir Verwaltungsarbeiten.

(3) Die jeweiligen obersten Dienstbehtrden konnen in begriinde- -

ten Ausnahmefillen, zusitzlich zu den.in § 2 Absatz 1 genannten

Betrtigen, auf Antrag eine darubcr hinaus gehende Entschidigung’

_ beschlieRen.

. §5
Personen mit besonderen Aul'gaben '

Personen mit bcsondcren Aufgaben kinnen Aufwandsentschadi—
gungen in angemessener Hohe gezah1t werden, Dazu zéhlen ins-
besondere Ausbilderinnen und Ausbilder, Geréte- und J ugendfeu-
erwehrwarte sowie Leiterinnen und Leiter von Emsatzabtelhm-
gen. Im Binzelfall kénnen fiir spezielle Titigkeiten gesondert
Aufwandscntsch’ad[gungen gezahlt werden,

’ : §6 -
Ver dmnstausfa]lentsch‘adigung fiir beruflich Sclbststandlge

(1) Beruflich selbststéindige Mltgheder der Freiwﬂhgen Peuer-
" wehren und Pflichtfeuerwehren erhalten auf Antrag fitr glaubhaft
gemachten Verdienstavisfall, der ihnen durch Ausiibung des Diens-
tes im Sinne des § 1 Absatz 2 entstanden ist, eine Entschidigung.

(2) Verdienst, der auBerhalb der' regelmiiBigen Arbeitszeit hitte
erzielt werden kénnen, bi¢ibt auBier Betracht. Eine tigliche Arbeits-
zeit-von acht Stunden wird als regelmifig angesehen.

(3) Anstelle der Entschtidigung nach Absatz 1 kénnen die notwen- *

digen Kosten filr eine Vertretung erstattet werden.

Schwerin, den 28, November 2013

Geselz- und Verordnungsblatt filr Mecklenburg-Vorpommern 2013

(4) Eine berufliche Nebentitigkeit begriindet den Anspruch nach

" Absatz 1 nicht,

§7 .
Hihe der Ver d1enstausl‘allentschadlgung

Die Verdienstausfallcntschéidigung betrégt pauschal 20 Buro fiir
jede angefangene Stunde und hochstens 160 Euro je Tag. Wird
von den Antragstellern konkret nachgewiesen, dass der Verdienst-

* ausfall diese Entschidigung iibersteigt, wird als Tagessatz der

dreihundertste Teil der Jahreseinkiinfte bis zum Héchstbetrag von
250 Euro je Tag erstaitet.

{

§8
Geltendmachung des AIlSpl uchs

Die Verdienstausfallentschiddigung wird nur auf A\ntrag bei der

jeweiligen zustidndigen kemmunalen Kérperschaft gewdhrt,

‘ .§ 0 :
Inkrafttreten, AuBlerkrafttreten

-Diese Verordnung tritt am’ 1. Januar 2014 in Kraft. Gleichzeitig
treten die Verordnung iiber die Entschiidigung von Funktions-

inhabern der Freiwilligen Feuerwehren vom 7. September 2000
(GVOBL M-V 8. 516) und die Feuerwehrverdicnstausfallent-
schidigungsverordnung vom 6. November 2002 (GVOBL. M-V
S, 759) auBer Kraft.

Der Minister fiir
- , . Inneres und Sport ‘
v Lorenz Caffier i

\ | 28 von 28 in Zusammenstellung




	Tagesordnung
	Nachtrag
	Nachtragstagesordnung

	Ö Top 6 VO/10GV/2018-313
	Ö Top 6 VO/10GV/2018-313 Anlage 01 'Lesefassung ör Vertrag'
	Ö Top 7 VO/10GV/2019-315
	Ö Top 7 VO/10GV/2019-315 Anlage 07 'Eilentscheidung'
	Ö Top 8 VO/10GV/2019-317
	Ö Top 8 VO/10GV/2019-317 Anlage 01 '2019-01-21 Übersicht Spendeneingänge 2018'
	Ö Top 9 VO/10GV/2019-318
	Ö Top 9 VO/10GV/2019-318 Anlage 01 '2019-01-21 Übersicht Spendeneingänge 2018'
	Ö Top 10 VO/10GV/2019-321
	Ö Top 11 VO/10GV/2019-320
	Ö Top 12 VO/10GV/2019-319
	Ö Top 13 VO/10GV/2019-322
	Ö Top 14 VO/10GV/2019-316
	Ö Top 14 VO/10GV/2019-316 Anlage 01 'vo_aufwentschd_ffw_mv_281113'

